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wirklich gewerkschaftliche Fragen handelt, kocht auch der ver-
bissendste K. P.-Mann mit Wasser. Auch er beugt sich der Macht
der. Tatsachen, sucht sich dann allerdings oft einen Sündenbock im
andern Lager.

Aus welchen Gesichtspunkten heraus die K. P. die Entwicklung

der Gewerkschaftsbewegung betrachtet, zeigt ein Kommentar
ihrer Presse zum Gewerkschaftskongress. Es wurde in diesem
Kommentar als ein Rückschritt bezeichnet, dass am Kongress in allen
Fragen so grosse Uebereinstimmung bestanden habe. Der Schreiber
empfindet es,, offenbar als Mangel, wenn die Delegierten nicht mit
den grössten Schimpfkanonaden übereinander herfallen. Wir
erinnern dem gegenüber an den Artikel 3 a der Statuten des
Gewerkschaftsbundes, wo es bezüglich der Aufgaben heisst: «Förderung
einheitlicher Entwicklung der schweizerischen Gewerkschaftsbewegung

zur Erzielung einheitlicher Aktionen der Verbände für die
Interessen der Arbeiterschaft.»

Diese Einheitlichkeit besteht heute nach 20jähriger Arbeit
bereits in hohem Masse. Die Fragen der Gewerkschaftspolitik, der
Sozial- und Wirtschaftspolitik sind an vielen Kongressen,
Versammlungen und in der gewerkschaftlichen Presse reiflich erörtert
worden. Die Fragen, die speziell dem Interlakener Kongress
unterbreitet wurden, waren abgeklärt, es konnte sich nur darum
handeln, durch die Annahme von Resolutionen den leitenden Organen
Richtlinien zu geben für ihre fernere Tätigkeit und die Oeffentlichkeit

vom Willen und Wollen des Kongresses zu unterrichten. Man
war sich auf dem Kongress bewusst, dass der Feind rechts steht,
um mit Joseph Wirth zu reden, und dass wir noch eine Riesenarbeit
zu leisten haben, um diesem Feind gewachsen zu sein. Vertrödeln
wir also unsere Zeit nicht mit Streitigkeiten über Dinge, in denen
es keine Meinungsverschiedenheiten geben kann.

Tagesfragen.
Die « Schweizerische Arbeitgeber-Zeitung » vom 17. Dezember

schreibt von der gegenwärtigen Konjunktur, sie sei «eine
Mengen-, aber keine Preis-Konjunktur, eine Beschäftigungs-, aber
keine Gewinn-Konjunktur». Dann fährt das Organ der
Arbeitgeber-Organisationen fort: «Der Arbeiterschaft kommt diese Sachlage

in erster Linie zugute. » Sie habe nun ausreichende Beschäftigung

und ausserdem geniesse sie infolge der Preissenkung eine
Reallohnerhöhung von etwa 4 Prozent.

Diese Sorge der Unternehmer um das Wohl der Arbeiter ist
wirklich rührend. Aber misstrauisch, wie wir nun einmal sind
gegenüber den Behauptungen der «Arbeitgeber-Zeitung», hätten
wir gern einige Beweise für die zitierten Behauptungen, vor allem
in Form von einwandfreiem Zahlenmaterial. Wir haben unserseits
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eine Berechnung angestellt über den gegenwärtigen Stand der
Aktienkurse an der Börse, die an anderer Stelle dieses Heftes
veröffentlicht wird. Daraus geht hervor, dass das Aktienkapital yon15 der grössten Industriegesellschaften 449 Millionen Franken
beträgt, während sein Börsenkurswert am 22. Dezember auf 1130
Millionen, also 152 Prozent über den Nominalwert, gestiegen ist. Die
Kurserhöhung einzig im letzten Jahre macht 241 Millionen oder
27 Prozent aus (54 Prozent des Nominalwertes). Diesen gestiegenenKursen entsprechen natürlich erhöhte Gewinne. Wir möchten
daher die Arbeitgeber-Organisationen und die Kapitalbesitzer
anfragen, ob sie bereit sind, mit der Arbeiterschaft zu tauschen indem Sinne, dass sie selbst sich mit der Reallohnerhöhung von4 Prozent zufrieden geben und der Arbeiterschaft eine
Lohnerhöhung von 27 Prozent bewilligen. In diesem Falle wären wir
bereit, die Sprüche der «Arbeitgeber-Zeitung» über die
Mengenkonjunktur, die der Arbeiterschaft in erster Linie zugute komme,in zustimmendem Sinne zu kommentieren.

Die Schreibweise der «Arbeitgeber-Zeitung» kennzeichnet
wieder einmal die in den Unternehmerkreisen herrschende zynische
Auffassung: In der Krisenzeit wird der Arbeiter auf die Strasse
gestellt, da mit ihm kein Profit zu machen ist; bei guter Konjunktursoll er froh sein, dass er überhaupt Beschäftigung hat und dass
ihm der Lohn nicht abgebaut wird, während die Kategorie der
standig Arbeitslosen, die Kapitalisten und Spekulanten mühelos
hohe Dividenden und Kursgewinne einheimsen können. Das istdie «Harmonie der Interessen», wie sie sich der Liberalismus
wünscht.

* *
Ende November tagte in Bern das sogenannte Getreideparlament,

die ausserparlamentarische Expertenkommission zur
Prüfung einer monopolfreien Lösung der Getreide-fr a g e. Die Verhandlungen dieser Kommission bestätigten das,
was man schon aus dem bundesrätlichen « Motivenbericht» herauslesen

konnte, dass nämlich die Unterstützung des Getreidebaues
in der bisherigen Weise ohne Getreidemonopol ausserordentlich
schwierig und teuer und darum eine Torheit wäre. Denn der
Verwaltungsapparat fällt nicht weg, sondern wird im Gegenteil noch
komplizierter durch eine umfassende Kontrolle, die beim Monopol
unnötig ist. Wenn es den Monopolfreien bei der Bekämpfung des
Getreidemonopols wirklich um die Interessen der Allgemeinheit
zu tun gewesen wäre, so mussten sie jetzt sagen: Wir sehen ein,dass das Monopol doch die einfachste und billigste Lösung
darstellt. Aber nach dem unheilvollsten und trotzdem verbreitetsten
Grundsatz der Politik darf man die eigenen Fehler, selbst wenn
man sie eingesehen hat, nie offen eingestehen. Und zudem ist es
ja dem monopolfreien Aktionskomitee und den Unternehmerverbanden

in keiner Weise um die allgemeinen Interessen zu tun,
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sondern nur um die Profite der Getreidehändler. Diese hätten die
Konsumenten bei der monopolfreien Lösung noch zu allem übrigen
hinzu zu bezahlen.

Es war auffallend, wie in der Kommission fast alle Begehren
der Müller auf Schutz und Bevorzugung ihres Gewerbes angenommen

wurden, weil die Monopolgegner wie auch die Bauern sie bei
ihren Vorschlägen « behaften » wollten. Ebenso wurden auch
verschiedene Forderungen der Bauern angenommen, um sie der
monopolfreien Lösung günstig zu stimmen. Immerhin krochen sie den
Monopolgegnern trotz eindringlichem Liebeswerben Dr. Weisflogs
nicht auf den Leim, die monopolfreie Regelung vor der Abstimmung

über die Verfassungsinitiative provisorisch in Kraft zu setzen.
Sie wissen ganz genau, dass von dem Moment an, wo das Monopol
aufgehoben ist, die Monopolfreien ihre eigene Initiative fahren
lassen, weil sie dann ja erreicht haben, was sie wollen. Für die
Konsumenteninteressen wehrten sich in der Kommission nur die
Arbeitervertreter, die aber nur den zehnten Teil der Kommissionsmitglieder

stellten. Nur so ist es erklärlich, dass eine Vorlage, die
eine Brotsteuer von 12 bis 16 Millionen Franken jährlich vorsieht,
dem Bundesrat mit 42 gegen 5 Stimmen als brauchbare Lösung
empfohlen wurde.

Das ist ja auch bezeichnend, wie solche Expertenkommissionen
zusammengesetzt werden: 12 Unternehmervertreter, 12 sonstige
Interessenten, die auch zu den Unternehmern gehören, 14 Bauern,
8 Arbeiter- und Konsumentenvertreter, von denen 3 noch umfallen,
wenn das rote Tuch geschwenkt wird. Würde bei der Besetzung
dieser Kommissionen mehr auf die wirkliche Zusammensetzung
der Bevölkerung Rücksicht genommen, so könnte viel unnütze
Arbeit erspart werden. Auch in diesem FaU wird bei der Volksabstimmung

das Verhältnis zwischen Ja und Nein gerade umgekehrt sein
wie in der Kommission.

* *
Im November kam es in Genf zum Abschluss eines internationalen

Abkommens über die Abschaffung der Ein- und
Ausfuhrbeschränkungen und -verböte. Damit ist
ein erster Schritt getan, um etwas von dem zu verwirklichen, was
die Weltwirtschaftskonferenz zur Sanierung der europäischen
Wirtschaft empfohlen hat. Freilich ist das Verbot der Einfuhrbeschränkungen

und -verböte (um diese handelt es sich in erster Linie)
durch eine Reihe von Vorbehalten und Ausnahmen durchlöchert.
Und leider hat in zwei wichtigen Punkten auch der schweizerische

Delegierte, Herr W. Stucki vom Eidgenössischen
Volkswirtschaftsdepartement, mit den Protektionisten und Reaktionären
anderer Staaten am gleichen Strick gezogen, in den Fragen der
Viehseuchenpolizei und der obligatorischen Schiedsgerichtsbarkeit.
Wir erinnern daran, dass die Weltwirtschaftskonferenz in ihrer
Entschliessung über die Seuchenpolizei gefordert hat, « diese Rege-
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fe„T J a^ Xet?ac^ «nes verhüllten Protektionismus freizu-"*^ da8? ™ «b«»faU» mit Nachdruck für die interna«"-
nale Schiedsgerichtsbarkeit eingetreten ist. Und wir erinnern ferner daran, dass Herr Stucki in einem Referat in Be™ über dteKonferenz ausführte, alle Delegierten hätten sich gelobt, für dedort vertretenen Ideen einzustehen, und wörtlich erklärte--ja£^Äi2r___ __jsi r_t&Stfc* _ff_yfi__ÄAT* * -•--"

Wie kann es nun Herr Stucki mit seinem Gewissen vereinbaren
eLzutrLr 7°liZeiHche BeSrä»d»»S «er Vieheinfuh'erbote

SÄTÄ" iUt ™S8 Wf Wir' da88 »°8ere Vieheinfuhr-
TJrviu d Seuchenbekämpfung, sondern der Hochhaltungder Fleischpreise dienen? Wie kann er es mit seinem GewS
vereinbaren, gegen die obligatorische SchiedsgeThTbarkeTin
dieser Frage aufzutreten? Damit wird ja geradf zugegeben das"
die schweizerische Wirtschaftspolitik in dieser Sache* einer obiek
wu^de natr„rHCchhUng Mt T*"*"? k"»°- D-*ÄÄÄÄTi dCr VvSt,°88 StUcki8 **»» da8 englische Ver-
von _£__*_2 m°rah8Ch »"^höhlt, «enn man kann nichtvon andern etwas fordern, was man selbst nicht zugestehen will.D,e agrarischen Interessen haben die Politik unseres Landes£_T_r /? Bunde8rate8' -hon in solchem Maslevet'
seucht, dass zum Aufsehen gemahnt werden muss.

* *

'..HSft,^ Über *! Frage der Weiterfüh-*Ä man' diVvVlL^wVt ttijÄÄSw_?T,rt,? d,en »"-gebenden Kreisen mcht genugn^ht
nur di^F " ktnfizieJr',ng beg°nne° w»rde' »piehe doch

KohleZfuhref™agrl ""*' „ SCDWeiz VO" de» «»»ländischen
wollte auch Z m°gll.chst »»abhängig zu machen, sondern manwollte auch der einheimischen Maschinenindustrie in der schwer-• en Knsenzeit Beschäftigung gewähren. Deshalb wurde die Eletel
mZZ\bestleTB mit besonderer Unterstützung de BundeDiese Arbeitsbeschaffung war die beste Art <W R„t • r jArbeitslosigkeit. er Bekampfung der

Nun ist es sehr begreiflich, dass die Bundesbahnen die Fieletri
JT2?rt1r_? Cinif leit »nterbreChe" *"""» Ä F -» -'

*u j- ' ' "nd eule Reihe anderer Gründe rechtfertig« *..Aberdie schematische Festsetzung dieser pJÄSÄAnzahl Jahre (man spricht von vier Jahren) scheint uns gan™
knng Schiet EtTird"arf,eine ^i°**>W^'**%.rang verzichtet. Es ist möglich, vielleicht sogar wahrscheinlichSÄ*_3_l| trag^er B«nde*a»»e» ge/ade Tun atmeten,'

S. wird T° "I •bfla?t' W°durCh die Kri™ natürlich verschärft wird. Bei richtiger konjunkturpolitischer Ausnützung der



Elektrifizierungsaufträge hätte der Ausbau auf elektrische Traktion

schon seit Anfang dieses Jahres verlangsamt werden müssen.
Und die Pause bzw. das langsamere Fortschreiten der Elektrifikation

sollte so lange andauern, als die schweizerische Maschinenindustrie

gut beschäftigt ist. Die weiteren Arbeiten mussten
genügend vorbereitet werden, damit bei einsetzender Krisis sofort
begonnen werden könnte. Natürlich ist eine sklavische Anpassung
an den Konjunkturverlauf schon aus technischen Gründen nicht
durchführbar, aber soweit als möglich muss darauf Rücksicht
genommen werden. Denn ob ein paar tausend Arbeiter mehr
beschäftigt werden können in Krisenzeiten, ist von sehr weittragender
Bedeutung. Das ist für die schweizerische Volkswirtschaft wichtiger

als alle regionalen Elektrifizierungswünsche, und darum muss
die Arbeiterschaft verlangen, dass bei der Weiterführung der
Elektrifikation, wie übrigens auch bei anderen grossen Arbeitsaufträgen,
in erster Linie auf die Konjunkturverhältnisse Rücksicht genommen
wird.

Eine richtige Konjunkturpolitik setzt freilich eine
systematische Konjunkturbeobachtung voraus. Deshalb hat
der Schweizerische Gewerksciiaftsbund schon wiederholt den Ausbau

der Wirtschaftsstatistik und die Einsetzung einer besonderen
Stelle zur Verarbeitung des Materials verlangt. Der Ruf nach einem
eigentlichen Institut für Konjunkturforschung, wie es in den meisten

anderen Staaten schon besteht, ist in der letzten Zeit auch in
der schweizerischen Handelspresse erhoben worden. Im Bundeshaus

wird diesen Wünschen noch kein grosses Verständnis entgegengebracht.

Diesen Eindruck bekam man wenigstens auf einer
Konferenz von Gewerkschaftsvertretern mit dem Volkswirtschaftsdepartement,

an der die Eingabe des Gewerkschaftsbundes betreffend

den Ausbau der Wirtschaftsstastik und die Durchführung
einer Wirtschaftsenquete behandelt wurde. Sie fand genau am
Jahrestag der Absendung jener Eingabe statt. Freilich hätte der
dort erstattete Bericht über die Prüfung der Wünsche des
Gewerkschaftsbundes- wohl auch 6 oder vielleicht sogar 11 Monate vorher
abgegeben werden können. Es wurde bekannt gegeben, dass auf
dem Arbeitsamt ein ganz schönes Programm zum Ausbau der
Wirtschaftsstatistik vorliege, über dessen Ausführung sich aber niemand
Illusionen hingibt.

Bei dieser Gelegenheit kam auch ein typisches Musterehen
unserer Bundesbureaukratie zum Vorschein. Einige Tage nach
jener Konferenz erfuhren wir, dass das Eidgenössische statistische
Bureau, das sich natürlich auch mit der schweizerischen
Wirtschaftsstatistik befasst, von unserer Eingabe betreffend Ausbau der
Wirtschaftsstatistik gar nichts wusste. Es ist nämlich dem
Finanzdepartement angegliedert, während unsere an den Bundesrat
gerichtete Eingabe einfach dem Volkswirtschaftsdepartement über-
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wiesen wurde. Bei solchem Zusammenarbeiten ist es allerdi™.
b±JT"nderiiCb Wen" °ft »°Pr«»d»k«- gearbeüet vird oZbesteht diese «Arbeitsteilung» etwa, um manchmal unbeauemeAngelegenheiten bequem erledigen zu können?

»»»equeme
• Doch ab und zu ist auch aus dem Bundeshaus etwas Erfreu-liches zu melden, was nicht unterlassen werden soll. Vom 1 Januar 1928 an werden die «Sozialstatistischen Mitteilung^» mitden «Wirtschaf.sberichten des Schweizerischen HandelsarnfsMattes»

verschmolzen zu einer Monatsschrift « Wirtschaftliche un^[sozial!

wenS iÄ" >' „fi»enKa.ionali8ierung8massnahm:dt

suTiS61" AnaUS U,"d LÜhrt 2U einer VereinheTtlthung allerstatistischen Arbeiten des Bundes, womit den Anstrengung!« zur
Verböserung der Wirtschaftsstatistik der Weg beS ^bn«

Wirtschaft.
Steigende Aktienkurse.

pi?S_£»_tKÄ_M?hatte, nun auch Anteil hat an der gebesserten kIJu n
"8,S ZU le,den

klärte ^iö tt i genesserten Konjunktur. Demgegenüber pr.Klarte die Unternehmerpresse, die geeenwärti™ rt^uv •
gceeimDer er"

falls keine dem L^hlt.- frei8en' s» *»» keine nennenswerten, jeden-
W^woHen d n fn88Brad ent8P'-ecl>e««len Gewinne erzielt würfen

Die Ä^iÄT« »b'ekf - «- R-htigkeit prüfen,
ergeben, lassen sich Seh t« in -n S* ~ f«enwärti^ Konjnnk.or

a__ :äHF/-«x__drnck dafür, wL dTe künfuZ r
" ^"t"- Die B5rse»k»™ ^ ei» Ans-

8ese„^L:»"dneresThtt <T"l *¦ ^£-" ~ "An Indnstri,
von ~ *-£fs _n___2__sr-~) ™d—¦
denen i _*t_T_^ _T__i voH^Ä ,£ h^gezogen. Im Jahre 101« l,.r«„i.. n TTV. ' 8 und 1913 heran-
nnd des allgemeinen wL„h„„ ™«e Hochkonjunktur infolge des Krieges
chemisehe» fa__ __TrT .D°C\n,,r vereinzelte Aktien, wie die der
V.rkriegsjah,?T_4_»^^em-seheLonza) standen höher als im letzten
siernngsnivean ein n edrilre n -^ *? 1,ii,,eren Zin8f»»»es das Kapital!-
jähr 1921 ers,"nmeh v„" w' ™?" Ä ™ "erTabel,e «er Tiefstand im Krisen,icntüeh, von wo an d,e Aktien soznsagen nnnnterbroehen gestiegen
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